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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 

Die Ratifikation des Übereinkommens und die damit verbundene Vereinheitlichung des 

Rechts der Gerichtsstandsvereinbarungen und der Anerkennung und Vollstreckung 

ausländischer Entscheidungen, die auf der Grundlage von Gerichtsstands-

vereinbarungen ergangen sind, ist zu begrüßen.  

Im Hinblick auf die erwartete Ratifikation durch die Vereinigten Staaten von Amerika, 

könnte dem Übereinkommen in Zukunft erhebliche praktische Bedeutung zukommen, 

da hierdurch europäischen Parteien ermöglicht würde, in zivil- und handelsrechtlichen 

Auseinandersetzungen durch Abschluss ausschließlicher Gerichtsstands-

vereinbarungen die Zuständigkeit US-amerikanischer Gerichte auszuschließen. 

Angesichts der in Europa kritisch gesehenen Schadensersatzrechtsprechung in den 

USA könnte hieran gerade im Verhältnis zu den USA ein erhebliches Interesse 

bestehen. 

Von der Möglichkeit, die Anwendung zu beschränken bzw. zu erweitern sollte wie folgt 

Gebrauch gemacht werden: 

Eine Erklärung gemäß Art. 19, nach der Gerichte es ablehnen können, Rechtsstreitig-

keiten zu entscheiden, wenn keine Verbindung zwischen diesem Staat und den 

Parteien oder dem Rechtsstreit besteht, sollte nicht abgegeben werden. Der Fall, dass 

die ausschließliche Zuständigkeit der Gerichte eines Staates vereinbart wird, obwohl 

abgesehen vom Ort des vereinbarten Gerichts keine Verbindung zwischen diesem 

Staat und den Parteien oder dem Rechtsstreit besteht, dürfte eher selten sein. Diese 

Konstellation macht vor allem dann Sinn, wenn zwischen den Parteien zugleich das 

Recht dieses Staates als anwendbares Recht vereinbart wird. Es ist dann fraglich, ob in 

einem solchen Fall der Rechtswahl bereits eine Verbindung zwischen diesem Staat und 

dem Rechtsstreit zu sehen ist, so dass die Möglichkeit der Ablehnung dann ohnehin 

nicht mehr gegeben wäre. Selbst wenn man das anders sähe, sollte aus deutscher 

Sicht von der Möglichkeit kein Gebrauch gemacht werden. Vielmehr entspricht es dem 

Geist der Initiative „Law – Made in Germany“ und dem Bemühen, die Attraktivität des 



 - 4 - 

deutschen Rechts und der hier gegebenen Möglichkeiten der Rechtsdurchsetzung zu 

unterstreichen, die deutsche Gerichtsbarkeit auch in solchen Fällen, in denen im 

Übrigen kein Bezug zu den Parteien in einem Rechtsstreit besteht, anzubieten. 

Kostengesichtspunkte dürften hierbei nicht erheblich ins Gewicht fallen. Daher sollte 

von der Möglichkeit dieser Erklärung kein Gebrauch gemacht werden. 

Von der Möglichkeit einer die Anerkennung und Vollstreckung beschränkenden 

Erklärung nach Art. 20 sollte Gebrauch gemacht werden. Hierdurch ist zu verhindern, 

dass Entscheidungen der Gerichte eines anderen Staates in einer rein innerstaatlichen 

bzw. innergemeinschaftlichen Auseinandersetzung nicht anerkannt und vollstreckt 

werden müssen. 

Eine Notwendigkeit, auf der Grundlage von Art. 21 HGÜ besondere Rechtsgebiete 

auszunehmen, ist nicht ersichtlich.  

Schließlich sollte von der in Art. 22 HGÜ eingeräumten Möglichkeit, den 

Anwendungsbereich des HGÜ auf nicht ausschließliche Gerichtsstandsvereinbarungen 

auszuweiten, Gebrauch gemacht werden. Gesichtspunkte, die dagegen sprechen, das 

HGÜ auch für einfache Gerichtsstandsklauseln anzuwenden, sind nicht ersichtlich. Die 

Erklärung würde nur relevant, wenn sie sowohl im Ursprungsstaat als auch in dem 

ersuchten Staat, in dem die Anerkennung und Vollstreckung geltend gemacht wird, 

abgegeben wird. 

 


